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Vorwort 
  
Die 17 monate zwischen Anfang märz 1933 und Anfang August 1934 gehören 
ohne zweifel zu den schwierigsten zeitabschnitten der geschichte Österreichs 
im 20. Jahrhundert. Abgesehen vom Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise und der 
massenarbeitslosigkeit umreißt allein die rasche Abfolge von innen- und außen-
politischen konfrontationen die zerrissenheit der österreichischen gesellschaft 
und das Schicksal Österreichs als Spielball der europäischen mächtepolitik. Auf 
den eisenbahnerwarnstreik am 1. märz 1933 folgte der Rücktritt der drei nati-
onalratspräsidenten am 4. märz und die Ausschaltung des parlaments durch die 
Regierung Dollfuß am 7. märz. ende märz beschlossen die Regierungsparteien 
die Auflösung des Republikanischen Schutzbundes, Ende April gewannen die Na-
tionalsozialisten die gemeinderatswahlen in innsbruck. nach dem Verbot weite-
rer Wahlen in die landtage und gemeinden wurde am 20. mai die Vaterländische 
front gegründet. Als Reaktion auf die Ausweisung des Reichsjustizkommissärs 
frank verhängte Reichskanzler Hitler ende mai die „tausend-mark-Sperre“, die 
den österreichischen fremdenverkehr schwer beeinträchtigte. Aufgrund einer Se-
rie von nS-Sprengstoffanschlägen wurde am 19. Juni 1933 wiederum die nSDAp 
verboten.
 Das konkrete ergebnis von Verhandlungen der österreichischen Regierung mit 
dem Heiligen Stuhl stellte am 6. Juni 1933 ein konkordat dar, und auf Drän-
gen mussolinis in Riccione hin bekannte sich Dollfuß am 11. September auf dem 
Wiener trabrennplatz zum „sozialen, christlichen, deutschen Staat Österreich auf 
ständischer grundlage und starker autoritärer führung“. Auf einem parteitag mitte 
oktober strich wiederum die Sozialdemokratische partei den Anschlussartikel aus 
ihrem parteiprogramm. nachdem im Jänner 1934 neuerlich eine nS-terrorwelle 
angerollt war, bereitete der ballhausplatz eine beschwerde an den Völkerbund 
vor, die großbritannien, frankreich und italien zu einer Dreimächtedeklaration 
zugunsten der unabhängigkeit Österreichs veranlasste. Der Abschluss der „Rö-
mer protokolle“ mitte märz stärkte die zusammenarbeit mit italien und ungarn.
 Auf Drängen der tiroler, Wiener und oberösterreichischen Heimwehr begann An-
fang februar 1934 die Waffensuche in sozialdemokratischen parteiheimen, die in 
linz den bewaffneten Widerstand des Schutzbundes auslöste. innerhalb kurzer 
zeit kam es zu schweren kämpfen von einheiten des Schutzbundes gegen Ver-
bände des bundesheeres, der polizei und der Heimwehr in Wien sowie in einigen 
oberösterreichischen und steirischen industriestädten. Die exekutive entschied je-
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doch in wenigen tagen diesen bürgerkrieg, die Regierung ließ neun Schutzbünd-
ler standrechtlich hinrichten. Die Sozialdemokratische partei wurde aufgelöst, die 
sozialdemokratischen mandate wurden annulliert, Hunderte Anhänger ins Anhal-
telager Wöllersdorf verbracht.
 ein bloßes Rumpfparlament verlieh am 30. April den von der Regierung erlas-
senen notverordnungen einen legalen Schein, sogleich am 1. mai wurde die be-
rufsständische autoritäre „maiverfassung 1934“ proklamiert. Die neuerliche nS-
Attentatswelle führte zum bundesgesetz für Sprengstoffvergehen. nach der von 
Hitler angeordneten ermordung zahlreicher SA-führer und politischer gegner 
am 30. Juni versuchten österreichische nationalsozialisten den Sturz der Regie-
rung Dollfuß. Der Juliputsch in Wien wurde von bundesheer, polizei und Heim-
wehr ebenso niedergeschlagen wie der Aufstandsversuch in der Steiermark und 
kärnten, der bundeskanzler aber in seinem Amt ermordet. Sein nachfolger, kurt 
Schuschnigg, ließ zwar Hunderte nS-Anhänger ins Anhaltelager Wöllersdorf ein-
liefern, stand aber ab 2. August 1934 einem Reichskanzler Hitler gegenüber, der 
nun auch Reichspräsident Hindenburg beerbt hatte.
 für die finanzierung der editionsarbeit und der Drucklegung dieses bandes sei 
sowohl dem bundesministerium für Wissenschaft und forschung als auch der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften gedankt. Die Archivarbeit im 
Österreichischen Staatsarchiv unterstützten die Damen und Herren des Archivs 
der Republik und des Allgemeinen Verwaltungsarchivs. Die Digitalisierung des 
bandes geht zu großen teilen auf die gewissenhafte tätigkeit patrick Shonodas 
zurück. besondere unterstützung erhielten wir von der buchproduktion der ÖAW 
unter leitung von mag. lisbeth triska und vom Verlag der ÖAW unter leitung 
von mag. Herwig Stöger.
    
Wien, im februar 2014 Walter Rauscher
   Arnold Suppan
 
  
 

Vorwort



Walter Rauscher

Die Entwicklung des Vaterländischen Regimes

Seit 1. oktober 1932 regierte das kabinett engelbert Dollfuß aufgrund des alten 
„kriegswirtschaftlichen ermächtigungsgesetzes" aus dem Jahre 1917 mittels not-
verordnungen. Angesichts ihres Wählerschwunds, des tods oder der Ablösung 
alter, großteils verbrauchter protagonisten und der erstarrten gegnerschaft zur 
Sozialdemokratie tendierten im christlichsozialen lager die männer der „front-
generation“, die noch unter dem Einfluss des späten, demokratiekritischen Ignaz 
Seipel standen, mittlerweile zu einer politischen lösung unter autoritärem Vorzei-
chen. Die neuen konservativen Hoffnungsträger sehnten sich nach alter habsbur-
gischer tradition, nach einer den gegebenheiten des republikanischen (klein-)
Österreichs angepassten absolutistischen Staatsführung.1  
Angesichts der intensiven bindung der christlichsozialen zum Vatikan besaßen die 
gesellschaftspolitischen Auffassungen des Heiligen Stuhls naturgemäß erhebliches 
gewicht. in der päpstlichen enzyklika „quadragesimo anno“ von 1931 wurde so die 
ständische Vertretung zur beseitigung der großen probleme der zwischenkriegszeit 
hochgehalten. gemeinsam mit othmar Spanns lehre bildete sie für den streng katho-
lischen, deutschnational inspirierten engelbert Dollfuß das fundament für seine ideo-
logie einer gottgewollten Herrschaft der besten. Durch die enzyklika erhielten auch 
die sozialreformatorischen und berufsständischen ideen karl von Vogelsangs, franz 
Schindlers und Anton Orels ihre Rechtfertigung und neue Aktualität. Gustav Piffl, 
ignaz Seipel, Richard Schmitz und andere legten 1931 in „Die soziale botschaft des 
papstes“ die bedeutung der enzyklika als richtungsweisend dar. Schmitz, ein Vertrau-
ter Seipels, strebte ein Jahr später auch in seinem kommentar zum parteiprogramm 
von 1926 eine gesellschaftsordnung an, die sich in übereinstimmung mit der päpst-
lichen enzyklika befand, der „zusammenfassung der durch gleichheit ihres berufes 
und Dienstes an der gesellschaft zusammengehörigen“. Der parlamentarisch gepräg-
te „Volksstaat“ müsse vom „richtig verstandenen Autoritätsstaat“ abgelöst werden.
im Wunsch nach einem stark geführten, antidemokratischen Staat mit einer klas-
sischen untertanengesellschaft schwang die österreichische tradition des Abso-

 1 zur autoritären entwicklung innerhalb der partei siehe protokolle des klubvorstandes der 
christlichsozialen partei 1932-1934, ed. Walter goldinger (Wien 1980); „Dieses Österreich ret-
ten …” Die protokolle der parteitage der christlichsozialen partei in der ersten Republik, ed. 
Robert kriechbaumer (Wien-köln-Weimar 2006); Anton Staudinger, christlichsoziale partei. 
in: Österreich 1918-1938. geschichte der ersten Republik, ed. erika Weinzierl und kurt Skal-
nik, bd. 1 (graz-Wien-köln 1983) 249-276.
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lutismus, des obrigkeitsstaats metternichs und des neoabsolutismus des jungen 
franz Josephs mit, wenngleich diese mit einer ideologie des 20. Jahrhunderts 
kombiniert wurde, die als drittes Vorbild diente: dem faschismus italienischer 
prägung – und dies trotz seiner antiklerikalen, sozialdarwinistischen und moder-
nistischen Ausrichtung, trotz der italianisierung des so schmerzlich vermissten 
Südtirols. Vor allem die von Seipel ins Spiel gebrachten Heimwehren wurden 
durch den italienischen Faschismus maßgeblich beeinflusst. Diese paramilitäri-
schen Verbände waren in erster linie antimarxistisch, antiurban, heimattreu und 
nicht selten antisemitisch eingestellt. Beeinflusst durch den italienischen Faschis-
mus, der universalistischen Doktrin othmar Spanns und den ideen ignaz Seipels 
hingen auch die Heimwehren der Ständeideologie nach. 
Der beinahe mit Stolz vor sich hergetragene Antisemitismus machte gleichzeitig 
auch ein Dilemma der „vaterländischen“ bewegung deutlich: die konkurrenz zu 
einer partei, die im rechten Spektrum noch extremere Vorstellungen vertrat. Die 
nSDAp besetzte bis auf den katholizismus alle themen der radikalen Rechten 
mit weit mehr energie und überzeugungskraft. Dies traf natürlich vor allem auf 
den Deutschnationalismus zu, der auch bei vielen christlichsozialen verankert 
war. Allein die konservativen Deutschnationalen des politischen katholizismus 
konnten mit dem elan der bewegung Hitlers nie mithalten oder diesem wirksa-
men Widerstand entgegensetzen. 
Dass es mit dem parteienstaat zu ende gehen sollte, darin waren sich Vaterlän-
dische und nationalsozialisten freilich unabhängig voneinander einig. in seinen 
letzten Jahren hatte Seipel sowohl mit taten als auch ideell innerhalb des po-
litischen katholizismus den boden für eine autoritäre Staatsform bereitet. Dies 
zeigte vor allem bei den nachrückenden Jüngeren Wirkung.2 So sah auch kurt 
Schuschnigg bereits 1931 in einem brief an carl Vaugoin das parlamentarisch 
demokratische System „früher oder später selbst in sich zusammenbrechen“.3 Der 
viel geschmähte republikanische parteienstaat wurde von den Vaterländischen so-
dann 1933/34 tatsächlich durch einen ultrakonservativen gegenentwurf ersetzt: 
Durch ein System, das seine Staatsbürger zu bloßen untertanen degradierte und 
von einer persönlichkeit absolutistisch regiert wurde, die aus der mitte einer der 
katholisch monarchischen tradition Österreichs verhafteten elite stammte.
Als verhängnisvoll hatte sich die von Seipel betriebene Verknüpfung der christ-
lichsozialen partei mit der Heimwehrbewegung erwiesen. Diese wurde zwar 
keineswegs von allen bürgerlichen politikern mit begeisterung aufgenommen, 

 2 ernst Hanisch, Die ideologie des politischen katholizismus in Österreich 1918-1933 (Salzburg 
1977); othmar Spann,  Der wahre Staat. Vorlesungen über Abbruch und niveau der gesellschaft 
(leipzig 1921); klaus Jörg Siegfried,  universalismus und faschismus. Das gesellschaftsbild 
othmar Spanns. zur politischen funktion seiner gesellschaftslehre und Ständestaatskonzeption 
(Wien 1974). Siehe auch Johann g. Lackner, Die ideologie und bedeutung der christlich-sozi-
alen partei bei der errichtung des „Dollfuß-Schuschnigg-Regimes“ (Wien 1995).

 3 Staudinger, christlichsoziale partei, 266.

Die entwicklung des Vaterländischen Regimes
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aber von größeren Teilen der Industrie durch finanzielle Zuwendungen erheb-
lich unterstützt. Die reaktionären Heimwehrverbände – offiziell gar nicht in die 
christlichsoziale partei eingebunden – verstanden sich als Wehrorganisationen 
zur bekämpfung des bolschewismus. ihre Wurzeln lagen in den bäuerlichen und 
bürgerlichen Selbstschutzorganisationen und waren unmittelbar nach ende des 
ersten Weltkriegs entstanden. 
Aufgrund eines sozialdemokratischen parteitagsbeschlusses gründete der ehe-
malige Staatssekretär für Heereswesen und organisator der Volkswehr, Julius 
Deutsch, als Reaktion auf die politik der christlichsozialen gegenüber den Heim-
wehren und dem bundesheer zur Verteidigung der errungenschaften von 1918 
aus den bewaffneten Arbeiterwehren und ordnerorganisationen 1923 den „Re-
publikanischen Schutzbund". Damit verfügten nun auch die Sozialdemokraten in 
der politischen Auseinandersetzung über bewaffnete einheiten, die freilich – im 
gegensatz zu ihrem rechten pendant – wenigstens bis 1934 von der partei kont-
rolliert wurden. zu seiner blütezeit umfasste der Schutzbund an die 90 000 mann. 
Von den 150 000 bis 200 000 mitgliedern der Heimwehren ende der 20er Jah-
re waren etwa 40 000 bis 50 000 militärisch ausgebildet. nahezu von beginn 
an führte die enge zusammenarbeit der Heimwehren mit den christlichsozialen 
landesregierungen zu einer einbindung dieser paramilitärischen formationen in 
die reguläre exekutive. Auch wurden sie nicht bloß von banken und dem Haupt-
verband der Industrie finanziell unterstützt, sondern von der Christlichsozialen 
partei politisch gefördert. nach einer gewissen Stabilisierung der ersten Repu-
blik um die mitte der 20er Jahre schien der Stern der Heimwehren bereits im 
Sinken. erheblich an politischem gewicht gewannen sie sodann aber im zuge 
des Schattendorfer prozesses und des Justizpalastbrands 1927, worauf man sie in 
den meisten ländern zur brechung der von den Sozialdemokraten angekündigten 
generalstreiks einsetzte. Dessen Scheitern erhöhte das Selbstvertrauen der Heim-
wehren erheblich.4

Die verschiedenen Heimwehrverbände bildeten freilich keineswegs eine homo-
gene organisation, weder in ihrer sozialen zusammensetzung, wobei sich ihre 
Führerschaft jedenfalls vornehmlich aus Offizieren sowie kleinstädtischen Akade-
mikern wie Advokaten und adeligen Agrariern zusammensetzte und die einfachen 
mitglieder in erster linie aus den bäuerlichen Schichten und aus dem bereich der 
Angestellten stammten; noch in ihrer politischen Ausrichtung, die von monar-
chistisch-konservativ, über christlichsozial, deutschnational bis völkisch reichen 
konnte, wenigstens im Antimarxismus aber einen außerhalb jeder Diskussion ste-
henden Schnittpunkt besaß. Während der Steirer Walther pfrimer neigungen für 
den nationalsozialismus zeigte (dem er sich nach dem Scheitern seines putsches 
1931 auch offiziell anschloss), sympathisierte der Tiroler Richard Steidle offen 

 4 Siehe dazu besonders earl c. Edmonson, the Heimwehr and Austrian politics 1918-1936 
(Athens 1978).

Die entwicklung des Vaterländischen Regimes
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mit dem italienischen faschismus.5 Der oberösterreichische Heimwehrführer, 
fürst ernst Rüdiger von Starhemberg, gerierte sich überhaupt als verlängerter 
Arm benito mussolinis (für ihn hieß das programm ausdrücklich „Austrofaschis-
mus“). gemeinsam war allen Heimwehren der Wunsch nach einem marsch auf 
die bundeshauptstadt in Analogie zu den italienischen ereignissen anlässlich der 
machtergreifung des Duce vom 28. oktober 1922. 
italien und ungarn förderten die Aufrüstung der Heimwehren durch Waffen- und 
geldlieferungen. Aber ende der 20er Jahre war deren zenit eigentlich schon über-
schritten, und im Frühjahr 1931 zeigte die Bewegung bereits Auflösungserschei-
nungen. Die Heimwehren waren überaltert und verloren mitglieder an die natio-
nalsozialisten, die gerade für die Jugend weit anziehender wirkten. Aber die große 
Wirtschaftskrise und der zerfall des „bürgerblocks“ 1932 stärkte die position der 
Heimwehren noch einmal neuerlich, wurden sie doch im parlament zum wich-
tigsten partner der christlichsozialen. Sie hatten dazu speziell seit der „Selbst-
ausschaltung des parlaments“ gelegenheit, indem sie der Regierung Dollfuß eine 
verlässliche Stütze bei der beseitigung der parteiendemokratie und rechtsstaatli-
cher einrichtungen boten.
Der nationalsozialismus wiederum hatte in Österreich bis 1931 bloß geringe po-
litische Relevanz besessen. Die gründe für die Anfang der 30er Jahre sodann ein-
setzende Anziehungskraft der „Hitler-bewegung“ lagen in der Weltwirtschafts-
krise, in Antisemitismus, Antimarxismus, in antijüdisch geprägtem Antikapitalis-
mus, im Anschlusswillen und in der Auflösung der Lagerbindungen. Viele kamen 
über nationale Vereine (Sport- und Schulvereine, interessenvereine in Handel 
und gewerbe) und schlagende burschenschaften zu den nationalsozialisten.6 Die 
„erfolgsgeschichte“ des „Dritten Reichs“ sorgte für einen weiteren Attraktivitäts-
schub des nationalsozialismus, der auf die Sehnsucht der enttäuschten menschen 
nach erlösung sowohl mit konkreten maßnahmen wie der beseitigung der Ar-
beitslosigkeit und der Aggression gegen vermeintliche feinde im innern und im 
Ausland als auch mit mythen wie dem „tausendjährigen Reich“ Antworten zu 
geben schien.
natürlich hatte Österreich mit den folgen der Weltwirtschaftskrise schwer zu 
kämpfen, die es zwar keineswegs schwerer als andere Staaten traf, sich dafür 
aber als besonders langwierig erwies und landwirtschaft, industrieproduktion 
und geldwesen nachhaltig erfasste. im Januar 1933 gab es in Österreich 600 000 
Arbeitslose, und die Rate sank in den folgejahren nur unbeträchtlich. Die Verar-
mung weiter teile der bevölkerung stellte ein beträchtliches problem dar, proteste 
von bauern und gewerbetreibenden häuften sich. in Österreich herrschte ein sol-
ches Ausmaß an not, dass von vielen die fortsetzung des bisherigen politischen 

 5 lajos Kerekes, Abenddämmerung einer Demokratie. mussolini, gömbös und die Heimwehr 
(Wien 1966).

 6 Dirk Hänisch, Die österreichischen nSDAp-Wähler. eine empirische Analyse ihrer politischen 
Herkunft und ihres Sozialprofils (Wien-Köln-Weimar 1998).

Die entwicklung des Vaterländischen Regimes
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lebens als das schlechteste aller lösungsmodelle betrachtet wurde. Die gewalti-
gen ökonomischen Aufgaben schienen entweder nur auf breiter parteipolitischer 
basis oder auf autoritärer grundlage lösbar. Dollfuß sah sich sowohl von mit-
gliedern der christlichsozialen partei und der Heimwehr als auch von außerhalb 
(etwa durch mussolini oder den extrem rechts orientierten Völkerbundvertreter 
Rost van tonningen) zum experiment des zweiten Wegs aufgefordert.7 Die be-
seitigung demokratischer einrichtungen sollte nach Auffassung des reaktionären 
flügels der christlichsozialen einerseits mithelfen, die Wirtschaftskrise zu meis-
tern, und andererseits die gesellschaft wieder in eine zeit zurückführen, die noch 
nicht von den Realitäten des Austromarximus verdorben war.8

Die österreichische Demokratie geriet gegen ihre gegner somit in einen mehr-
frontenkrieg, in dem sie schlussendlich aufgerieben werden sollte. immer deutli-
cher zeichnete es sich ab, dass der autoritär gesinnte bundeskanzler gewillt war, 
zunehmend auf die zustimmung und die kontrolle des durch die lausanner An-
leihe und die Hirtenberger Waffenaffäre heillos zerstritten wirkenden parlaments 
zu verzichten.9 Am 4. märz 1933 debattierte der nationalrat in einer außeror-
dentlichen Sitzung über die konsequenzen eines 72 Stunden zurückliegenden ei-
senbahnerstreiks. Der Streit um die gültigkeit eines bei einer der Abstimmungen 
abgegebenen Stimmzettels führte schließlich zum ende der Demokratie in Öster-
reich. Der Rücktritt aller drei präsidenten machte den nationalrat handlungsunfä-
hig. Das parlament hatte sich „selbst ausgeschaltet", wie es später heißen sollte. in 
einer funktionierenden Demokratie hätte eine solche unachtsamkeit weiter keine 
folgen nach sich gezogen. Aber das politische umfeld war eben längst antidemo-
kratisch geworden.10 
zum anderen empfand der bundeskanzler den Sieg der nationalsozialisten bei 
den deutschen Reichstagswahlen vom 5. märz als fingerzeig, gegen die Hitler-
bewegung in Österreich mit undemokratischen maßnahmen vorgehen zu müssen. 
zwei tage später trat Dollfuß in einem geschickten Schachzug sogar noch zurück, 
um sich gleich danach von miklas wieder zum bundeskanzler ernennen zu lassen, 

 7 Siehe peter Berger, im Schatten der Diktatur. Die finanzdiplomatie des Vertreters des Völker-
bundes in Österreich meinoud marinus Rost von tonningen 1931-1936 (Wien-köln-Weimar 
2000).

 8 Vgl. dazu Aurel Schubert, the credit-Anstalt crisis of 1931 (cambridge/mass. 1991); Dieter 
Stiefel, finanzdiplomatie und Weltwirtschaftskrise – die krise der credit-Anstalt 1931 und ihre 
wirtschaftlich-politische bewältigung (frankfurt 1988); ders.; Arbeitslosigkeit. Soziale, poli-
tische und wirtschaftliche Auswirkungen – am beispiel Österreichs 1918-1938 (berlin 1979); 
ders.; Die große krise in einem kleinen land. Österreichische finanz- und Wirtschaftspolitik 
1929-1938 (Wien 1988); sowie die betreffenden Abschnitte bei Roman Sandgruber, Ökonomie 
und politik. Österreichische Wirtschaftsgeschichte vom mittelalter bis zur gegenwart (= Öster-
reichische geschichte, ed. Herwig Wolfram, 10, Wien 1995). 

 9 Vgl. peter Huemer, Sektionschef Robert Hecht und die zerstörung der Demokratie in Österreich 
(Wien 1975).

 10 Siehe etwa Walter Rauscher, karl Renner. ein – österreichischer – mythos (Wien 1995) 279-283.
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womit sich der bundespräsident in die Abhängigkeit des Regierungschefs begab. 
zugleich nutzte der bundeskanzler die verworrene Situation und schränkte die 
presse- und Versammlungsfreiheit ein. Die sozialdemokratische führung schreck-
te in ihrer gemäßigten Haltung vor der Ausrufung eines generalstreiks zurück 
und zeigte damit erneut ihre Schwäche. Dollfuß beschloss dagegen, keine halben 
Sachen zu machen. Durch den Austritt seiner christlichsozialen mitglieder wur-
den der Verfassungsgerichtshof in die entscheidungsunfähigkeit manövriert, die 
bedenken des bundespräsidenten einfach ignoriert.
Die Allianz einer Regierungskoalition des von der christlichsozialen partei domi-
nierten bürgerlichen lagers mit einer faschistischen paramilitärischen bewegung 
ging nun daran, Österreich von einer parteiendemokratie in eine betont konser-
vative Diktatur umzuformen. Antimarxistisch und antiliberal einerseits, war sie 
andererseits extrem klerikal, antisozialdarwinistisch und im Wesentlichen antimo-
dernistisch, womit sie eigentlich typisch faschistischen merkmalen widersprach. 
Außerdem fügte sie dem Spektrum der alten eliten keinerlei konkurrenz hinzu, 
sondern baute dieses vielmehr aus und zerschlug aufkommende neue wie jener 
der Sozialdemokratie, oder versuchte sie zu zerschlagen wie im fall der öster-
reichischen nationalsozialisten. gleichzeitig unternahm das Regime nach totali-
tärem muster gehörige Anstrengungen der mobilisierung der massen, der mili-
tarisierung der gesellschaft, der Ästhetisierung der frontkämpfergeneration und 
im Aufbau eines führermythos. Wie sich letzten endes herausstellte, waren diese 
bemühungen allerdings von lediglich geringem erfolg begleitet.
Von beginn an befand sich Dollfuß in ständiger Defensive. Während er auf diplo-
matischer ebene schlicht um Österreichs unabhängigkeit kämpfte, antwortete er 
im innern mit der Repression des polizeistaates auf die opposition von links und 
rechts. in seinem zweifrontenkrieg gegen die Sozialdemokratie und den aufstre-
benden nationalsozialismus (der mittlerweile mit der großdeutschen Volkspar-
tei und dem „Steirischen Heimatschutz“ ein „kampfbündnis“ geschlossen hatte) 
griff der kanzler zunehmend zu eindeutig antidemokratischen maßnahmen. Am 
31. märz ließ er – ermutigt durch die unentschlossenheit der Sozialdemokraten 
– den Schutzbund auflösen, während die Heimwehren die Funktion einer Miliz 
ausübten.11 Am 1. mai wurde der traditionelle maiaufmarsch untersagt, neun tage 
später erließ die Regierung – noch unter dem Schock des innsbrucker urnengangs 
vom 23. April, bei dem die nationalsozialisten mit 40 % der Stimmen zur stärks-
ten partei aufgestiegen waren – das Verbot, landtags- und gemeinderatswahlen 
abzuhalten. Die Auseinandersetzung zwischen der Regierung in Wien und den 
österreichischen nationalsozialisten verschärfte sich einstweilen weiter. im mai 
sah sich Dollfuß deshalb gezwungen, eine erste demonstrative maßnahme gegen 

 11 Vgl. Walter Wiltschegg, Die Heimwehr. eine unwiderstehliche Volksbewegung? (Wien 1985) 
und bruce f. Pauley, Hahnenschwanz und Hakenkreuz. Die Steirische Heimatschutz und der 
österreichische nationalsozialismus 1918-1934 (Wien-münchen-zürich 1972).
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die nationalsozialistische gefahr zu treffen, indem er das tragen der braunen par-
teiuniform untersagte. Darüber hinaus ging er auch gegen nationalsozialistische 
beamte vor. 
offensichtlich hatte Dollfuß seine chance erkannt, einen autoritären kurs ähnlich 
wie in italien und ungarn beschreiten zu können. im September 1933 verkünde-
te der kanzler auf einer großkundgebung der „Vaterländischen front“ auf dem 
Wiener trabrennplatz anlässlich der 250-Jahr-feier zur zweiten Wiener türken-
belagerung programmatisch, „den sozialen, christlichen, deutschen Staat Öster-
reich auf ständischer grundlage unter starker autoritärer führung“ anzustreben. 
Doch die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise erreichten in Österreich ihren 
Höhepunkt, und der unruhige nachbar im norden und seine fanatische, oft junge 
Anhängerschaft in Österreich gönnten dem Regime keine Atempause. Der von 
Dollfuß propagierte optimismus griff nur kurz. Der bundeskanzler selbst wurde 
am 3. oktober 1933 bei einem Revolverattentat im parlamentsgebäude durch ei-
nen mit den nationalsozialisten zumindest sympathisierenden Jugendlichen ver-
letzt, woraufhin die Regierung bereits eine Woche später die Wiedereinführung 
der todesstrafe im Standgerichtsverfahren verkündete.
Was die österreichische Sozialdemokratie betraf, so kam deren Schwäche der 
bundesregierung zu Hilfe. im frühsommer 1933 diskutierte der niederösterreichi-
sche landesparteivorstand Vorschläge zur umstrukturierung der SDAp. Demnach 
sollte die Bundesparteileitung verjüngt, der Einfluss der Parteisekretäre (Julius 
Deutsch) gegenüber den gewählten mandataren zurückgedrängt, der parteivorsit-
zende von allen übrigen funktionen entlastet werden und ein parteirat die position 
des parteimitglieds gegenüber der parteiverwaltung verbessern. Renner, gleich-
sam die Leitfigur der niederösterreichischen Genossen, schlug Landesrat Heinrich 
Schneidmadl als neuen chefredakteur für die „Arbeiter-zeitung" vor. um die so-
zialdemokratische politik aus der Sackgasse zu führen, musste seiner Auffassung 
nach vor allem auch der Stil des parteiorgans einer Änderung unterzogen werden. 
Selbst der Rücktritt otto bauers, der mittlerweile ebenfalls für eine Reform ein-
trat, wurde ernstlich erwogen. Renner bekundete jedenfalls seine bereitwilligkeit, 
aus dem Vorstand zurückzutreten, um den Abgang bauers zu kompensieren. Der 
bundesparteivorstand wollte aber nicht so weit gehen. er entschied vielmehr, 
„nicht bei einem übergang über den Strom die pferde zu wechseln".12

mitte  oktober 1933 hielt die SDAp einen außerordentlichen parteitag ab.13 Wäh-
rend viele den entschiedenen Widerstand gegen die Regierung forderten, rief auch 
otto bauer zu mäßigung und Verhandlungsbereitschaft gegenüber der Regierung 
auf. Der parteitag entschied sich, nur bei einem Verbot der partei oder der ge-
werkschaften, einer besetzung des Wiener Rathauses oder der proklamation einer 

 12 Rauscher, Renner, 283 f.
 13 protokoll des außerordentlichen parteitags 1933. in: Verein für die geschichte der Arbeiterbe-

wegung, Altes parteiarchiv, mappe 66/i.
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faschistischen Verfassung den generalstreik auszurufen. Die niederösterreichi-
sche fraktion unter Renner, oskar Helmer, Adelheid popp, pius Schneeberger 
und Heinrich Schneidmadl gewann durch ihre bereitschaft, mit der bundesre-
gierung zu verhandeln, in der partei an gewicht. Die auch „Verständigungsrich-
tung" genannte gruppe verfügte über kontakte zu Julius Raab von der Heimwehr 
und dem niederösterreichischen landeshauptmann Josef Reither. Darüber hinaus 
konnte sie auf eine durchaus gute zusammenarbeit mit dem landbund im nie-
derösterreichischen landtag verweisen. Vehemente gegner der gemäßigten unter 
Renner waren freilich ihre parteifreunde aus oberösterreich, die einem kampf mit 
den „faschisten“ nicht aus dem Weg gehen wollten.
Auf dem parteitag wurde auch der Anschlussparagraph aus dem programm elimi-
niert. otto bauer erinnerte in diesem zusammenhang, stets für den Anschluss an 
eine Deutsche Republik, nicht aber für einen an das „zuchthaus Hitlers" einge-
treten zu sein. Als neues ziel galt nun die völkerrechtliche neutralisierung Öster-
reichs. Wollte mitteleuropa ökonomisch nicht dem Ruin zusteuern, war es wieder-
um für Renner unbedingt notwendig, weiträumige, einheitliche Wirtschaftsgebiete 
zu schaffen, um endlich aus der „kleinstaaterei und zwergwirtschaft" herauszu-
finden. Die bisherigen Lösungsvorschläge aus den europäischen Metropolen hielt 
er nicht für zielführend. ein „mitteleuropa im engeren Sinne" etwa, ein zollverein 
Österreichs mit Deutschland und der tschechoslowakei erachtete er als keines-
wegs autark. Dieses nicht geschlossene Wirtschaftsgebiet dreier industrieländer 
stünde einer gruppe agrarisch ausgerichteter südosteuropäischer Staaten gegen-
über. Auch die von paris immer wieder ventilierte Donauföderation zwischen den 
Staaten der kleinen entente, Österreichs und ungarns schaffte seiner Ansicht nach 
keine ausreichende Wirtschaftskombination. Die industriestaaten könnten dabei 
nur ein Drittel der südosteuropäischen getreideausfuhr aufnehmen. gleichzeitig 
wären Österreich und die tschechoslowakei nicht in der lage, den industrie- und 
finanzbedarf der Agrarstaaten ungarn, Jugoslawien und Rumänien bloß annä-
hernd zu decken. nach Renners Vorstellungen mussten Österreich, ungarn und die 
tschechoslowakei den kern bilden. im gegensatz zur kleinen entente wäre diese 
kombination zwar ökonomisch äußerst fruchtbar, jedoch gegenwärtig politisch un-
möglich, da die drei Kleinstaaten in der Einflusssphäre verschiedener Großmächte, 
nämlich Deutschlands, italiens und frankreichs, stünden. Dem Altkanzler erschien 
es daher am zweckdienlichsten, dass mitteleuropapolitik ausschließlich Sache der 
betreffenden Völker zu sein hatte. eine Selbstbestimmung des Donauraumes sei 
die kardinale Voraussetzung wirtschaftlicher Wiederaufrichtung. Die großmächte 
sollten sich daher tunlichst zurückhalten.14  
Der Parteitag von 1933 spiegelte den schwindenden Einfluss Otto Bauers wieder. 
Der rechte, vor allem niederösterreichische Parteiflügel (Renner, Landeshaupt-
mann-Stellvertreter oskar Helmer, Robert Danneberg, Adolf Schärf, damals Se-

 14 Rauscher, Renner, 286.
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kretär im parlamentsklub, und theodor körner) setzte sich zunehmend gegenüber 
der mitte der partei, verkörpert durch otto bauer und karl Seitz, durch. es hatte 
durchaus den Anschein, dass seit dem außerordentlichen parteitag die gemäßig-
ten die weitere taktik der Sozialdemokraten bestimmten. Die kooperationsbe-
reitschaft der „niederösterreicher“ ging weit, sehr weit. Renner zeigte sich sogar 
bereit, mit eigenen, am Ständestaat orientierten entwürfen die bisherige entwick-
lung gleichsam im nachhinein zu legalisieren. Allein Dollfuß wollte selbst von 
diesem extremen entgegenkommen nichts wissen.15 
Die lasch wirkende Haltung der parteileitung gegenüber der entdemokratisierung 
Österreichs führte aber zu massenhaften parteiaustritten. beinahe ein Drittel ihrer 
mitglieder hatte die partei bereits verloren. Die meisten von ihnen sympathisier-
ten nunmehr mit dem ebenfalls gegen das Dollfuß-Regime gerichteten national-
sozialismus.16 neben der faschistischen führung in Rom drängten auch die Heim-
wehren, allen voran Vizekanzler und innenminister fey, entschieden gegen die 
Sozialdemokraten vorzugehen.17 Wiederholt wurden von der exekutive geheime 
Waffenlager des mittlerweile illegalen Schutzbundes ausgehoben. Die Sozialde-
mokraten befürchteten die bevorstehende Auflösung der Wiener Landesregierung 
und die Verhaftung der maßgeblichen funktionäre der SDAp. 
eine neuerliche Waffensuche der exekutive im linzer Hotel „Schiff", dem Sitz der 
Schutzbundführung, löste am frühen morgen des 12. februar 1934 den bürger-
krieg aus. Der Aufstand des Schutzbundes – gegen den Willen der sozialdemokra-
tischen führung in Wien – verlief ungeordnet, dilettantisch und war von beginn 
an zum Scheitern verurteilt.18 Schon bald sahen sich die Schutzbund-kämpfer in 
den großen gemeindebau-Anlagen von polizei und bundesheer umzingelt und 
ohne Verbindung zueinander. Der zwingend notwendige generalstreik blieb aus. 
bundesheer und exekutive waren dem Schutzbund waffentechnisch weit überle-
gen und wurden zusätzlich von den regierungsnahen paramilitärischen Verbänden 
unterstützt.19 Die bundesregierung verhängte das Standrecht, erklärte die SDAp 
für aufgelöst und ließ am nachmittag die sozialdemokratische Wiener landesre-
gierung verhaften. in den bundesländern wurde vor allem in der obersteiermark 
und in oberösterreich heftig gekämpft. Am 13. februar war auch dort die Schlacht 
entschieden, und zwei tage später ebbten die kampfhandlungen schließlich zur 
gänze ab.

 15 Anson Rabinbach, the crisis of Austrian Socialism. from Red Vienna to civil War 1927-1934 
(chicago-london 1983) 148 ff.; Rauscher, Renner, 286-288.

 16 Siehe dazu vor allem Rabinbach, the crisis of Austrian Socialism, passim.
 17 Siehe georg J. e. Mautner Markhof, major emil fey. Heimwehrführer zwischen bürgerkrieg, 

Dollfuß-mord und Anschluß (graz 2004).
 18 ernst Hanisch, Der große illusionist. otto bauer (1881-1938) (Wien-köln-Weimar 2011) 293-

302.
 19 kurt Peball, Die kämpfe in Wien im februar 1934. Wien 1983. februar 1934. ursachen, fak-

ten, folgen, ed. erich fröschl und Helge zoitl (Wien 1984).
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Der bürgerkrieg hatte aufseiten der Schutzbündler und zivilisten 196, aufsei-
ten der Regierungstruppen 118 menschen das leben gekostet, noch mehr wa-
ren verwundet worden. Die exekutive verhaftete rund 10.000 Sozialdemokraten, 
von denen sich viele bald in den berüchtigten Anhaltelagern wiederfanden. neun 
Schutzbundführer wurden nach Standgerichten hingerichtet. otto bauer und Juli-
us Deutsch gelang mit mehreren hundert Schutzbundangehörigen die flucht nach 
brünn. Andere sozialdemokratische Spitzenpolitiker wurden in einzelhaft inter-
niert und Anfang märz ins landesgericht transferiert, wo gegen den parteivor-
stand das Verfahren wegen Hochverrats begann. Der von Dollfuß geplante Schau-
prozess musste aber aufgrund der regierungsfeindlichen ausländischen presse ent-
fallen. Die Sozialdemokratie in Österreich war zerschlagen. tausende Sozialisten 
wurden aufgrund ihrer politischen zugehörigkeit von ihrem Arbeitsplatz entlas-
sen. besonders in den bundesländern liefen junge, verbitterte Sozialdemokraten 
zu den Nationalsozialisten über. Etwa 2000 Schutzbündler flohen nach Spanien 
und schlossen sich dem kampf der Republikaner gegen die franco-truppen an. 
Andere emigrierten in die Sowjetunion, wo sie später Stalin in sibirische lager 
deportieren lassen sollte. Von brünn aus versuchte otto bauer die illegale Sozial-
demokratie in Österreich am leben zu erhalten.20 
ende April 1934 trat ein Rumpfparlament – ohne Sozialdemokraten – „zur fortset-
zung der Sitzung vom 3. märz 1933“ noch einmal zusammen. 471 notverordnun-
gen nach dem kriegswirtschaftlichen ermächtigungsgesetz von 1917 erhielten so 
nachträglich ihren legislativen Sanctus. Die Regierungsvorlage des „bundesver-
fassungsgesetzes über außerordentliche maßnahmen im bereich der Verfassung“ 
wurde schließlich bei zehn großdeutschen gegenstimmen angenommen, anstatt 
sie der verfassungsrechtlich notwendigen Volksabstimmung zu unterziehen. Die 
errichtung der Diktatur war beschlossene Sache. Demokratische parteipolitik 
wurde durch eine christlich orientierte, berufsständische Vertretung abgelöst, die 
Republik Österreich konvertierte zum bundesstaat Österreich. Dieser befand sich 
von seinem Selbstverständnis her in deutlicher Distanz zum westlichen parlamen-
tarischen Demokratiemodell.21 
Dollfuß hatte dabei ein bild sozialer Harmonie vor Augen, das auf einer Verklä-
rung eines falsch verstandenen mittelalters beruhte. er verachtete die moderne, 
städtische industriekapitalistische gesellschaft und sehnte sich nach einer einfa-
chen bäuerlich-ländlichen lebensordnung. Die berufsstände hätten den Staat zu 
entlasten. Die Arbeiterschaft, so schwebte es ihm idealisiert vor, sollte wieder 
entpolitisiert werden, um den gegensatz zum unternehmer zu beseitigen und 
mit diesem fortan im selben berufsstand gleichberechtigt zu sein. Der Stände-

 20 grundlegend: everhard Holtmann, zwischen unterdrückung und befriedung. Sozialistische Ar-
beiterbewegung und autoritäres Regime in Österreich. 1933-1938 (Wien 1978).

 21 zur frage der terminologie des Regimes siehe auch die eindeutige position in: Austrofaschis-
mus. politik-Ökonomie-kultur. 1933-1938, ed. emmerich tálos und Wolfgang neugebauer 
(=politik und zeitgeschichte 1, Wien5 2005) 413-417.
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staat galt in der theorie seiner Verfechter als Antipode zur parteiendemokratie im 
Dauerstreit. freilich gelang es nicht einmal den Regierenden, dem harmonischen 
Anspruch zu entsprechen. macht- und Richtungskämpfe gehörten vom Anfang 
bis zum ende zum politischen Alltag des Ständestaates. Von einer gleichberech-
tigung von Arbeitgeber und Arbeitnehmer konnte in der praxis ohnedies nie die 
Rede sein.22

bereits das Jubiläumsjahr 1933 – der 250. Jahrestag der türkenbelagerung Wiens 
– hatte in erinnerung an die katholische mission der feldzüge gegen die osmanen 
helfen sollen, eine christlich-abendländische ideologie zu verankern. Das vom 
merkantilisten philipp Wilhelm von Hoernigk stammende „Österreich über alles, 
wenn es nur will“ wurde zum großen motto auserkoren. Dollfuß war bestrebt, den 
Staat auf der basis der „herrlichen enzyklika“ des papstes, der „quadragesimo 
anno“, neuzugestalten. Die ideologie hatte defensiven und rückwärts orientierten 
charakter und hielt die liebe und treue zu Heimat und Vaterland besonders hoch. 
Österreich galt so als ein selbständiger, deutscher, christlicher und sozialer Staat. 
Weil es zu keinem wirklichen Ausbau der Stände kam, blieb der christlichsoziale 
Ständestaat bis 1938 jedoch nur programm. 
Die kirche lieferte dem Regime wichtige elemente der ideologie, zumal es ih-
rem Wunsch entsprach, die gesellschaft wieder zu „verchristlichen“.23 Der Stän-
degedanke war seitens konservativer kreise innerhalb des katholizismus ein 
alter traum. Der klerikalismus diente als Staats- und gesellschaftsprogramm.24 
christlichsoziale, Heimwehren und katholische kirche bildeten eine kulturpoliti-
sche einheitsfront. 1933 hatte der kirche auch als Jahr des kreuzzugs gegen die 
„gewaltherrschaft des österreichischen marxismus“ gegolten, wie man sich in 
höchsten kreisen des klerus ausdrückte, und so fasste sie die gegenrevolution 
auch als gegenreformation auf. gleichzeitig verstärkte sich aber auch der von den 
nationalsozialisten betriebene Antiklerikalismus – gerade auf dem land. Die von 
oben verordnete Rekatholisierung griff nur wenig. gegen ende des Regimes be-
gann die kirche, zum Schuschnigg-System auf Distanz zu gehen. So weigerte sie 
sich mit Vehemenz, ihr Vereinssystem aufzugeben und die Jugenderziehung völlig 
dem Staat zu überlassen. Der Antisemitismus war zwar nicht Teil der offiziellen 
ständestaatlichen politik, doch er besaß eine gewisse tradition im Denken vieler 
Vertreter des Regimes.
feiern, Aufmärsche, Appelle und treuekundgebungen, die an den faschismus 
erinnerten aber doch durch ihren ultrakonservativen Hintergrund dessen Dyna-
mik und Aggressivität entbehrten, sollten das gemeinschaftsgefühl heben und 
die Identifikation mit dem Regime und seiner Ideologie steigern. Bei all diesen 

 22 ulrich Kluge, Der österreichische Ständestaat 1934-1938 (Wien 1984).
 23 Siehe auch Sabine Jufinger, politischer katholizismus im Austrofaschismus 1933/34-1938 

(innsbruck 1993).
 24 ernst Hanisch,  Der politische katholizismus als ideologischer träger des „Austrofaschismus“. 

in: Austrofaschismus, 68-86.
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Veranstaltungen dominierte das Hierarchische, militärische und emotionale. eine 
authentische begeisterung vermochten sie bloß selten zu erzeugen. Das stände-
staatliche Regime bemühte sich darüber hinaus, mit einer eigenen deutschen Ös-
terreich-ideologie der nS-Anschlusspropaganda beizukommen. geschichte und 
kultur dienten zur Schaffung einer ideologie eines universalistischen Österreich. 
Die errichtung eines „Wahren Heiligen Reiches“ – jenseits der durch die pariser 
Vororteverträge verordneten kleinstaatlichen lösung und grenzen – wurde als 
„mission“ verkündet. Dieses Reich sollte ein österreichisches, katholisches, föde-
ralistisches, gesamtdeutsches in mitteleuropa mit Wien als dessen zentrum sein. 
Die katholischen Österreicher wurden gegenüber den protestantischen preußen 
als die besseren Deutschen gehandelt, die zudem im Donauraum und in Südosteu-
ropa eine kulturelle deutsch-nationale mission zu erfüllen hätten – ein programm, 
das der Ständestaat allein naturgemäß niemals verwirklichen konnte.25

Dollfuß hatte mit der neuen Verfassung vom – bewusst gewählten – 1. mai 1934 
seine maßnahmen zur errichtung einer Diktatur legitimiert. Die ständische Ver-
fassung ging besonders auf das ideengut der enzyklika „quadragesimo anno“ und 
der universalistischen Soziallehre othmar Spanns zurück. Der bundeskanzler und 
sein kabinett regierten nun nicht mehr durch den – mittels einer Wahl bekunde-
ten – Willen der bevölkerung, sondern in Rückbesinnung auf die 1918 zugrunde 
gegangene monarchie nur mehr „durch die gnade gottes". Der bundespräsident 
sollte in zukunft von den bürgermeistern des landes bestellt werden.26  
Die ständische Verfassung sah vier körperschaften vor, die getrennt und geheim 
über die gesetzesentwürfe der Regierung zu beraten hatten und gutachten ab-
geben durften: den politisch besetzten Staatsrat sowie den allen voran mit mit-
gliedern des katholizismus beschickten bundeskulturrat, den berufsständischen 
bundeswirtschaftsrat und den besonders mit den landeshauptmännern bestückten 
länderrat. freilich lag es im ermessen der Regierung, den Ratschlägen nachzu-
gehen oder nicht. Der aus mitgliedern dieser Räte sich zusammensetzende bun-
destag übte die funktion eines Scheinparlaments aus, wenngleich er die berechti-
gung besaß, Regierungsvorlagen abzulehnen. Debatten über die gesetzesvorlagen 
waren hingegen nicht gestattet. zudem besaß die bundesregierung ohnehin das 
mittel der „außerordentlichen gesetzgebung“, von dem sie mittels des „ermäch-
tigungsgesetzes“ vom 30. April 1934 reichlich gebrauch machte. 
Die politische Willensbildung oblag laut Verfassung ausschließlich der „Vater-
ländischen front“ (Vf). Sie sollte alle bestehenden parteien ersetzen und gleich-
zeitig keine parteipolitik betreiben. Die front wurde als Sammelbecken für alle 
„patriotischen, österreichbewußten bürger" geschaffen, die damit ihre loyalität 

 25 Anton Staudinger, zur „Österreich“-ideologie des Ständestaates. in: Das Juliabkommen von 
1936. Vorgeschichte, Hintergründe und folgen. protokoll des Symposiums in Wien am 10. und 
11. Juli 1976, ed. ludwig Jedlicka und Rudolf neck (Wien 1977) 198-240.

 26 zur ideologie vgl. Anton Staudinger, Austrofaschistische „Österreich“-ideologie. in: Austrofa-
schismus, 28-52. 
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gegenüber der Regierung und dem unabhängigen Staat an Donau und Alpen be-
kundeten. Die Verbände der Heimwehr traten geschlossen in die Vaterländische 
front ein. Die mitgliedschaft in der einheitspartei wurde zur Voraussetzung für 
ranghöhere posten im öffentlichen Dienst.27 Das Regime führte auch eine Ände-
rung des Staatswappens durch: Der Adler mit Hammer und Sichel wurde durch 
den monarchischen Doppeladler mit rotweißrotem bindenschild ersetzt. 
Österreich wurde nun auch verfassungsrechtlich zu einem Staat mit politischem 
monopol, einheitsgewerkschaften und zwangsorganisationen, mit weitgehend 
eingeschränkter meinungsfreiheit, mit einer presse und einem Rundfunk, die 
ebenso wie das Justizwesen der staatlichen kontrolle unterstanden. Die Repressi-
on kam demnach nicht von paramilitärischen organisationen sondern vom Staat 
direkt, von polizei und militär, und sie hielt sich in grenzen, die radikalere, totali-
täre Regime ignorierten. Die österreichische Diktatur setzte zudem vor allem auf 
die alten, konservativ-monarchistischen und autoritär orientierten gruppen (bü-
rokratie, kirche, Aristokratie und militär), und nicht bloß auf die Heimwehren. 
Dollfuß bediente sich vielmehr der paramilitärischen Verbände, nützte ihre innere 
zerstrittenheit ebenso wie die gegensätze unter den anderen politischen granden 
und sein persönlich sehr gutes Verhältnis zu mussolini aus.
Durch das Konkordat übte die katholische Kirche wieder erheblichen Einfluss 
auf Schule, ehe und familie, auf das gesamte öffentliche leben aus. Die soziale 
basis des Ständestaats beschränkte sich ohnehin im Wesentlichen auf die katho-
lischen kernschichten: groß- und mittelbauern, klein- und mittelbürger mit den 
regionalen Schwerpunkten in niederösterreich und tirol. mit der gründung der 
„Vaterländischen front“ versuchte Dollfuß die antimarxistischen kräfte zu verei-
nen.28 Das christlichsoziale lager sollte durch sie einen Schub der erneuerung er-
fahren, die Heimwehren ein gegengewicht erhalten und dem nationalsozialismus 
„der Wind aus den Segeln genommen werden.“29 Während Dollfuß und ebenso 
Schuschnigg bereits die christlichsoziale partei der Vergangenheit zuordneten, 
meinte obmann carl Vaugoin sie neben der „Vaterländischen front“ weiter be-
stehen lassen zu können. er blieb jedoch mit seiner Auffassung weitgehend allein 
und wurde von Dollfuß sogar aus der Regierung hinauskomplimentiert.30 
Die christlichsoziale partei verkümmerte daraufhin zwar zusehends, vermochte dem 
bundeskanzler aber immerhin noch die Ablehnung einer Regierungszusammenar-
beit mit den Nationalsozialisten abzuringen, bevor sie ihre Auflösung schließlich 
selbst befürwortete.  mit dem beschluss der bischofskonferenz vom 30. november 
1933, die priester aus der politik zurückzuziehen, hatte die kirche der christlichso-

 27 ludwig Reichhold, kampf um Österreich. Die Vaterländische front und ihr Widerstand gegen 
den Anschluß 1933-1938 (Wien 1985).

 28 Siehe umfassend irmgard Bärnthaler,  Die Vaterländische front. geschichte und organisation 
(Wien 1971).

 29 Reichspost, 14. 3. 1933.
 30 ludwig Reichhold, carl Vaugoin. Die krise der österreichischen Demokratie (Wien 1990).
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zialen partei bereits ohnehin ein wichtiges element ihrer führungsschicht geraubt 
und damit maßgeblich zu deren Verfall beigetragen, der sich freilich schon aufgrund 
schlechter Wahlergebnisse, überalterung und kontroversen mit den Heimwehren 
abgezeichnet hatte. Der klub der christlichsozialen partei löste sich schlussendlich 
am 14. mai, die parteileitung am 27. September 1934 auf.
Die „Vaterländische front“ war nicht bloß eine konstruktion von oben, ihr fehlte 
in den Anfängen auch jegliche programmatik, sieht man von dem durch Dollfuß 
geprägten Österreichbild ab. mehr Verein als tatsächliches faschistisches macht-
instrument, besaß sie nicht einmal eine konkrete organisation. Aufgrund des bei-
tritts ganzer körperschaften zählte sie zu beginn 1934 bereits eine halbe million 
mitglieder und trat im Rahmen der maiverfassung monopolistisch als „träger 
des österreichischen Staatsgedankens“ an die Stelle der parteien. ihr Aufbau war 
nach dem führerprinzip autoritär, (berufs-)ständisch und nach territorialen ge-
bietsorganisationen gegliedert. Die funktionäre und führer entstammten freilich 
allesamt der christlichsozialen partei. Der österreichischen Regierungsdiktatur 
fehlte aber vor allem der zugang zur Jugend, wie dies dem nationalsozialismus 
und dem italienischem faschismus so verhängnisvoll gelang. 
Aufgrund der protektorrolle italiens nach dem nS-putsch erhielten zwar die Heim-
wehren wieder größere innenpolitische bedeutung, kamen aber dennoch nicht an 
der machstellung der alten christlichsozialen eliten vorbei. Sie blieben lediglich 
ihr Assistent bei der Sicherung der antidemokratischen Herrschaft. innerhalb der 
Vf gerieten sie sogar in heftige kontroversen mit den anderen Wehrformationen, 
die ihnen als demokratisch strukturiert erschienen und mit denen sie nicht auf die-
selbe Stufe gestellt werden wollten. gleichzeitig standen sie jedoch sowohl den 
Absichten der Regierung, das System zu straffen und zu vereinheitlichen als auch 
dem Heer, das in den paramilitärischen formationen mit autonomen Status einen 
lästigen konkurrenten sah, im Weg.
im unterschied zu den anderen parteien kannte die propaganda der nationalsozi-
alisten keinen Stillstand. Sie war hochprofessionell und bediente sich nicht bloß 
zahlloser Veranstaltungen, sondern brachte besonders nach der machtergreifung 
Hitlers in Deutschland Rundfunk und film wie auch das flugzeug zum einsatz. 
Der politische gegner wurde ohne unterlass verschiedener Skandale beschuldigt 
oder dessen fußvolk mit roher gewalt konfrontiert. Die nationalsozialisten waren 
zudem hochmotiviert und zeigten größten persönlichen einsatz. Dabei schreckten 
sie auch nicht vor der Anwendung terroristischer methoden zurück. Jedes mit-
tel schien recht, die Aufmerksamkeit auf die nationalsozialistische bewegung zu 
lenken und den politischen gegner zu diffamieren, einzuschüchtern und bis aufs 
Äußerste zu bekämpfen. Nicht nur das Dritte Reich finanzierte die österreichi-
schen nationalsozialisten, auch teile der heimischen industrie unterstützten die 
Hakenkreuzler mit geldzuwendungen. 
Die soziale und regionale zusammensetzung der österreichischen nationalsozi-
alisten war über die Jahre merklichen Veränderungen unterzogen. War der nati-
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onalsozialismus lange eine bewegung von post- und eisenbahnarbeitern sowie 
beschäftigten im Öffentlichen Dienst, überwogen 1932 nach dem Aufgehen der 
großdeutschen im nationalsozialismus beamte und Angestellte als die so genann-
te neue mittelschicht. bereits 1931 war die österreichische partei unter gregor 
Strassers federführung neuorganisiert worden, womit die völlige unterordnung 
unter die deutsche mutterpartei aber auch der prozess ihrer Verbürokratisierung 
einsetzte. zuständig für den Ausbau der organisation, die letztlich die Dynamik 
der bewegung beeinträchtigte, war „landesinspekteur“ Habicht, der eine Reihe 
von reichsdeutschen funktionären auf wichtige posten bestellte und sich damit 
den zorn jener zuzog, die dafür Österreicher bevorzugt hätten. zu Reibungen kam 
es auch zwischen der bei Aufmärschen und als Saalschutz eingesetzten SA und 
der SS, der vorrangig der führer- und Rednerschutz oblag.31 
Der melde- und nachrichtendienst der nSDAp informierte die führung exakt 
über die eigene tätigkeit und die des politischen gegners. Von erfolg begleitet 
war auch die mitgliederwerbung unter Angehörigen des bundesheeres. Die be-
wegung verstand es zudem, verwandte oder verwertbare ideen und organisatio-
nen wie beispielsweise die Anschlussverbände für sich zu sammeln. im landbund 
bildete sich eine den nationalsozialisten gewogene gruppe, zu der später auch Vi-
zekanzler franz Winkler gehörte. im April 1933 bildeten die nationalsozialisten 
mit dem Steirischen Heimatschutz, im mai mit den großdeutschen eine kampf-
gemeinschaft.
neben modernen massenkundgebungen, Demonstrationen und tumulten griffen 
viele mitglieder der bewegung auch zum mittel des terrors in form von bom-
ben- und mordanschlägen, was schließlich am 19. Juni 1933 zum Verbot der par-
tei führte.32 Deren führung wurde von der Härte der maßnahmen der Regierung 
Dollfuß überrascht und ging dementsprechend unvorbereitet in die illegalität. Die 
Partei spaltete sich in die Organisation der ins Dritte Reich geflohenen Funktio-
näre und in die „illegalen“, die in Österreich blieben. zudem entspann sich eine 
Diskussion, ob man weiterhin zum terror greifen sollte oder nicht.
Der Großteil der Führung flüchtete jedenfalls nach München, das zum Zentrum 
der nationalsozialistischen Österreichpolitik wurde. theo Habicht, ein Vertrau-
ensmann Hitlers, riss die politische leitung an sich und suchte, eine weitgehend 
selbständige Österreichpolitik zu betreiben. Die finanzierung des untergrund-
kampfes erfolgte sowohl durch das Reich und die partei als auch durch österrei-
chische industrielle. Der in kassel gegründete „kampfring der Deutschösterrei-
cher“ übernahm dann die finanzielle Unterstützung der NSDAP-Organisation in 
Österreich und die Ausführung der massiven briefpropaganda.

 31 gerhard Botz, Strukturwandlungen des österreichischen nationalsozialismus (1904-1945). in: 
politik und gesellschaft im alten und neuen Österreich, ed. isabella Ackerl, Walter Hummelber-
ger und Hans mommsen, bd. 2 (Wien 1981) 163-193.

 32 gerhard Botz, gewalt in der politik. Attentate, zusammenstöße, putschversuche, unruhen in 
Österreich 1918-1938 (münchen2 1983).
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Die „Österreichische legion“, gesammelt im lager lechfeld bei Augsburg, war 
eine formation der SA, während die SS-mitglieder im lager Dachau-Schleiß-
heim zusammengefasst wurden. lechfeld wurde schließlich aufgelassen und die 
Angehörigen der „Österreichischen legion“ auf andere lager aufgeteilt oder im 
grenzgebiet zur grenzsicherung verwendet. Ausgebildet wurden die legionäre 
durch die bayerische landespolizei, die sie ebenso wie die Reichswehr auch mit 
Waffen ausstattete. Die legion stellte eine militärische kerntruppe dar, die den 
kampf und den terror in Österreich unterstützte. Sie tat dies von grenzstützpunk-
ten aus mit dem Schmuggel von Sprengstoff, Waffen und propagandamaterial 
nach Österreich und dem Anlegen eines Arsenals, um für den fall eines überfalls 
auf die Alpenrepublik die österreichische SA ausreichend versorgen zu können. 
legionäre leiteten auch terrorgruppen in Österreich. gleichzeitig litt die „Ös-
terreichische legion“ aufgrund ihrer isolierung unter Disziplinlosigkeiten und 
lagerkoller. besondere bedeutung kam dem nachrichtendienst, der information 
über gegner und die eigene organisation zu. eine ergänzung hierzu lieferte die 
unterwanderung der österreichischen beamtenschaft auf bundes-, landes- und 
lokaler ebene mit nationalsozialisten.
Außerdem gelang es den nationalsozialisten eine kooperation mit anderen grup-
pen der extremen Rechten herzustellen. So traten Heimwehreinheiten aus ober-
österreich und tirol zu den nationalsozialisten über und verschafften ihnen damit 
auch größere Waffenkontingente. Der Steirische Heimatschutz unterstellte sich 
gleich zur gänze der SA. Die nationalsozialisten erhielten zudem zulauf durch 
den zerfall des rechten bürgerlichen lagers. bereits um 1932 hatte sich die be-
wegung Sympathisanten von der großdeutschen Volkspartei und dem landbund 
aus der mittelständischen Wirtschaft und teilen des katholisch konservativen 
kleinbürgertums geholt. nach dem bürgerkrieg versuchten die nationalsozia-
listen auch die sozialdemokratische Arbeiterschaft für eine oppositionsfront zu 
gewinnen. tatsächlich kam es in einigen bundesländern zur zusammenarbeit von 
Sozialdemokraten und nationalsozialisten und sogar zu übertritten von Schutz-
bundangehörigen zur SA.33

Von großem gewicht war naturgemäß die nS-propagandatätigkeit, die zum einen 
aus münchen zentral gelenkt wurde, zum andern aber auch auf regionaler und loka-
ler ebene in Österreich ihre ergänzung fand. Die propaganda erfüllte gleich meh-
rere zwecke: die einschüchterung des politischen gegners, das untergraben des 
Vertrauens in das ständestaatliche Regime, die Demonstration der eigenen Stärke 
und Dynamik, die Allgegenwart der bewegung, ihrer Symbole und ideologie, die 
mobilisierung der eigenen Sympathisanten und die gewinnung enttäuschter und 
politisch Heimatloser wie etwa der Sozialdemokraten nach dem februar 1934.

 33 gerhard Botz, Arbeiterschaft und österreichische nSDAp-mitglieder (1926-1945). in: Arbei-
terschaft und nationalsozialismus in Österreich – in memoriam karl R. Stadler, ed. Rudolf g. 
Ardelt und Hans Hautmann (Wien-zürich 1990) 29-48; kurt Bauer, Arbeiterpartei? zur Sozial-
struktur der illegalen nSDAp in Österreich. in: zeitgeschichte (29) 2002. 259-272.
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Dollfuß wiederum versuchte, mit Hitler in konkurrenz zu treten. bewusst wurde 
das kruckenkreuz auf fahnen, Wappen und Standarten als gegensymbol zum na-
tionalsozialistischen Hakenkreuz eingesetzt. Der Ständestaat sollte dem national-
sozialismus des Dritten Reichs die Stirn bieten. er versuchte es freilich nicht bloß 
mit Symbolen, sondern auch mit internierungslagern für die politische oppositi-
on. Die sogenannten Anhaltelager in Wöllersdorf – mit bis zu 5000 insassen – und 
kaisersteinbruch dienten dazu, verhaftete „sicherheitsgefährliche personen“ ohne 
gerichtliches Verfahren zu internieren.34 
Die Jahre der österreichischen Diktatur waren eine zeit der ständigen bedrohung 
des Systems. Während die Sozialdemokratie ausgeschaltet war, gelang es dem 
unsicheren Regime jedoch nicht, die Agitation vom Herbst/Winter 1933, wie das 
Streuen von Hakenkreuzen oder das Hissen von nS-fahnen, und die seit mai 1934 
sich in unzähligen bombenattentaten widerspiegelnde terrorwelle der national-
sozialisten einzudämmen – trotz der Androhung der todesstrafe für alle Spreng-
stoffvergehen und bald sogar für den unangemeldeten besitz von Sprengstoff. 
Die regierungstreuen Wehrverbände wurden zum aktiven gegenterror angehalten, 
und es kam zu „geiselaushebungen“ von prominenten aus dem deutschnationalen 
lager. Auf der anderen Seite bemühte sich Dollfuß aber auch um eine Versöhnung 
mit den bürgerlich-Völkischen, die allerdings von der eifersüchtigen Heimwehr 
nach kräften boykottiert wurde.
Die österreichischen nationalsozialisten hatten wiederum ihrerseits mit einem 
Sturz der Regierung Dollfuß noch im Herbst 1933 spekuliert. Angesichts der 
internen Streitigkeiten, insbesondere zwischen SA und SS, entschied man sich 
schließlich zu einem putsch, der von der exekutive mitgetragen werden sollte und 
deren erste ziele das bundeskanzleramt und der Sitz des Rundfunks sein sollten. 
Am 25. Juli 1934 erlag dann Dollfuß den Schusswunden, die er beim eindringen 
der Angehörigen der österreichischen, besonders aus ehemaligen bundesheersol-
daten sich zusammensetzenden SS-Standarte 89 ins bundeskanzleramt erlitten 
hatte. Der nationalsozialistische putsch schlug jedoch fehl. Daran konnten weder 
von der SA initiierte erhebungen in kärnten, oberösterreich und der Steiermark 
noch die kurzfristige besetzung des Rundfunkhauses etwas ändern. 
Österreichweit kamen bei den kämpfen der SS- und SA-einheiten mit der exeku-
tive, dem bundesheer und den Heimwehren 269 menschen ums leben. Der von 
den nationalsozialisten zum neuen bundeskanzler ausgerufene Anton Rintelen, 
ein ehemaliger landeshauptmann der Steiermark und zu diesem zeitpunkt ös-
terreichischer gesandter in Rom, wurde in einem besonderen Verfahren im märz 
1935 zu lebenslänglichen kerker verurteilt und insgesamt 13 putschisten, darunter 

 34 Siehe dazu gerhard Jagschitz, Die Anhaltelager in Österreich. in: Vom Justizpalast zum Hel-
denplatz. Studien und Dokumente 1927 bis 1938, ed. ludwig Jedlicka und Rudolf neck (Wien 
1975) 128-151 und Wolfgang Neugebauer, Repressionsapparat und –maßnahmen 1933-1938. 
in: Austrofaschismus, 298-319.
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der Dollfußmörder otto planetta, hingerichtet.35 ende September 1934 befanden 
sich schlussendlich (neben 1800 Sozialdemokraten und kommunisten) 11 600 
nationalsozialisten in Haft. trotzdem blieben viele bereiche wie beispielsweise 
die öffentliche Verwaltung von nationalsozialisten unterwandert. braune Sympa-
thisanten fanden sich in etlichen bereichen der Wirtschaft, Vereine wie etwa der 
„Deutsche turnerbund“ fungierten als tarnorganisation.
Der Versuch des Heimwehrführers und Vizekanzlers Starhemberg, sich an die 
Spitze der neuen Regierung zu stellen, scheiterte an bundespräsident miklas, der 
schließlich den einst als „kronprinzen Seipels“ gehandelten kurt Schuschnigg 
mit der bildung des neuen kabinetts betraute.36 Der mussolini nahestehende Star-
hemberg blieb in der von patriotischen Wehrverbänden dominierten Regierung 
Vizekanzler und übernahm zusätzlich die funktion des ersten bundesführers der 
Vf. Dollfuß wiederum wurde schließlich als prominentestes opfer nationalsozi-
alistischer Aggression zum märtyrer hochstilisiert. Das ständestaatliche Regime 
gestaltete sein begräbnis am 8. August 1934 zur Verabschiedung eines „Helden“ 
für die freiheit Österreichs, zum mythischen Spektakel, dem am Heldenplatz 
150 000 menschen beiwohnten. 

 35 Vgl. ausführlich gerhard Jagschitz, Der putsch. Die nationalsozialisten 1934 in Österreich 
(graz 1976) 96-167 und kurt Bauer, elementar-ereignis. Die österreichischen nationalsozialis-
ten und der Juliputsch 1934 (Wien 2003).

 36 Siehe dazu auch Anton Hopfgartner, kurt von Schuschnigg (Wien 1988) passim.
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Walter Rauscher

Österreichs außenpolitischer Kurs 1933/34

Die zwischenkriegszeit in europa war geprägt von einer schweren krise der De-
mokratie und des liberalen Systems. in einer ganzen Reihe von Staaten konnten 
sich demgemäß Diktatur und totalitarismus etablieren.37 zwischen dem „marsch 
auf Rom“ im oktober 1922 und der nationalsozialistischen machtergreifung von 
Januar bis märz 1933 hatten sich bereits zahlreiche autoritäre bzw. faschistische 
Staatsgewalten gefestigt. im Juni 1923 kam in bulgarien die autoritäre Regie-
rung cankov durch einen militärputsch an die macht. Wenige monate später, im 
September errichtete general primo de Rivera in Spanien eine Diktatur. mustafa 
kemal Atatürk ging in der türkei seit oktober 1923 daran, das land mittels der 
Herrschaft einer einzigen partei zu regieren. in Albanien herrschte Ahmed zogu 
seit 1925 autoritär und nahm nach drei Jahren schließlich den königstitel an. in 
Polen gewann Marschall Piłsudski durch einen Offiziersputsch im Mai 1926 die 
macht, in portugal leitete ein Aufstand der militärs unter general gomes da costa 
den übergang von der Republik hin zur Diktatur ein. litauen wiederum wurde 
seit ende 1926 diktatorisch regiert, in Jugoslawien führte 1929 Alexanders Staats-
streich zur königsdiktatur, und in Rumänien herrschte könig carol seit 1930 au-
toritär. Ab oktober 1932 trieb ministerpräsident gömbös, ein mann mit rechtsex-
tremen und antisemitischen Wurzeln, in ungarn die „nationale Revolution“ voran. 
Hitlers Regierungsbetrauung vom Januar 1933 markierte noch nicht einmal den 
Schlusspunkt. 1934 verließen auch estland und lettland den demokratischen Weg. 
general metaxas griff im August 1936 in griechenland nach der Alleinherrschaft. 
Der bis 1939 erbittert geführte bürgerkrieg in Spanien brachte schlussendlich den von 
italien und Deutschland unterstützten general franco an die Spitze des Staates, die er 
dann für Jahrzehnte behaupten konnte. keines der genannten Regime erreichte freilich 
auch bloß annähernd die popularität des italienischen faschismus und des deutschen 
nationalsozialismus. Dies trifft gerade auch auf den österreichischen Ständestaat zu, 
der seit seinem Bestehen unter den Einflussbereich beider Diktaturen geriet.
Die innenpolitische entwicklung Österreichs blieb selbstverständlich nicht ohne 
Auswirkungen auf die Außenpolitik der Regierung Dollfuß. Am ballhausplatz 
selbst wurde dabei mehr denn je das Altösterreichertum gepflegt. Die Diplomatie 

 37 Vgl. karl Dietrich Bracher, nationalsozialismus, faschismus und autoritäre Regime. in: Öster-
reich, Deutschland und die mächte. internationale und österreichische Aspekte des „Anschlus-
ses“ vom märz 1938, ed. gerald Stourzh und brigitta Zaar (= Veröffentlichungen der kommis-
sion für geschichte 16, Wien 1990) 1-27.
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sah sich mehr der tradition der zertrümmerten Donaumonarchie als dem repu-
blikanischen Umbruch von 1918 verpflichtet. Der Patriotismus wurde hochge-
halten, eine starke, möglichst wenig von demokratischen Einflüssen behinderte 
Staatsgewalt begrüßt. für eine solche Haltung stand etwa theodor Hornbostel, 
der innerhalb der für die politischen Angelegenheiten zuständigen Abteilung 13 
des bundeskanzleramts zum wichtigsten beamten aufgestiegen war.38 loyal und 
konservativ gesinnt, setzte er den kurs der bundesregierung in die praxis um, 
wobei er sich allerdings durchaus darum sorgte, dass Wien mit seinen partnern zu 
enge Bindungen eingehen könnte. Bei allen ideologischen Einflüssen musste am 
ballhausplatz freilich dem pragmatismus der Vorrang gegeben werden, und dies 
bedeutete in diesen Jahren mehr denn je, in der außenpolitischen Strategie auf die 
wirtschaftlichen notwendigkeiten Rücksicht zu nehmen. 
Die frage der existenzfähigkeit Österreichs war seit gründung der Alpenrepub-
lik ein immer wiederkehrendes thema der europäischen politik. Handelspolitisch 
tauchte dabei bisweilen das lösungsmodell einer zollunion auf: 1922 mit italien, 
1930/31 mit Deutschland. nach den besprechungen mit inginio brocchi 1931 stand 
Sektionschef Richard Schüller seit 1932 mit italien und ungarn in präferenzzollver-
handlungen. Die wichtigsten Handelspartner der Alpenrepublik waren an sich die 
nachbarländer und im besonderen die nachfolgestaaten der Habsburgermonarchie. 
Österreichs Außenhandel hatte seit 1930 jedoch einen erheblichen einbruch erlitten, 
was sich gerade auch auf die heimische beschäftigungssituation negativ auswirkte. 
Schüller, dem maßgeblichen handelspolitischen experten des ballhausplatzes wäh-
rend der gesamten zwischenkriegszeit, schien es jedenfalls evident, dass Österreich 
„unbedingt eine erweiterung seines Wirtschaftsraumes“ brauche.39

in seiner Abwehrstellung gegen nationalsozialismus und Sozialdemokratie such-
te das Dollfuß-Regime Anlehnung an zwei benachbarte Staaten, die der vaterlän-
dischen orientierung der sich ausbildenden Wiener Regierungsdiktatur trotz aller 
unterschiede nahestanden: an italien und ungarn. Schon in den zwanziger Jahren 
hatten sich die beziehungen der beiden „erbfeinde“ verbessert. Dafür sorgte be-
reits der von bundeskanzler Schober abgeschlossene freundschaftsvertrag. Die 
Südtirolfrage stand einem wirklich problemfreien Verhältnis allerdings weiterhin 
im Weg.40 Deswegen machte Sektionschef Schüller im februar 1933 anlässlich 

 38 Seit 1. Januar 1927 legationsrat, bekleidete Hornbostel schließlich ab 20. oktober 1932 den 
Rang eines außerordentlichen Gesandten und bevollmächtigten Ministers. Biografisches zum 
Vorstand der politischen Abteilung siehe bei christian Dörner und barbara Dörner-Fazeny, 
theodor von Hornbostel, 1889-1973 (Wien 2006).

 39 Arnold Suppan, Jugoslawien und Österreich 1918-1938. bilaterale Außenpolitik im europäi-
schen umfeld (= Veröffentlichungen des Österreichischen ost-und Südosteuropa-instituts 14, 
Wien 1996) 1060; unterhändler des Vertrauens. Aus den nachgelassenen Schriften von Sekti-
onschef Dr. Richard Schüller, ed. Jürgen nautz (Wien-münchen 1990).

 40 Vgl. dazu Walter Rauscher, Österreich und italien 1918-1955. in: Von Saint-germain zum bel-
vedere. Österreich und europa 1919-1955, ed. klaus koch, Walter Rauscher, Arnold Suppan 
und elisabeth Vyslonzil (Wien-münchen 2007) 186-209.
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seines besuchs in Rom mussolini darauf aufmerksam: „Sie könnten dem bun-
deskanzler behufs kräftigung seiner innerpolitischen Stellung keinen grösseren 
Dienst erweisen, als wenn Sie auf kulturellem gebiete in Südtirol besserungen 
eintreten lassen würden“.(ADÖ 9/1277) Allein der faschistische Diktator zog es 
vor, den österreichischen Wunsch ganz einfach zu ignorieren.
Außenpolitik passt sich zumeist den realen internationalen konstellationen an, 
und so schien es aufgrund der nationalsozialistischen bedrohung für Wien das 
gebot der Stunde, einen denkbar engen kontakt mit Rom zu suchen. Von der 
unterstützung großbritanniens und frankreichs glaubte man nämlich, nicht allzu 
viel erwarten zu dürfen. es entsprang somit keineswegs bloß dem mehr oder we-
niger verwandten ideologischen Hintergrund, sondern vielmehr opportuner kal-
kulation, dass der ballhausplatz mussolini zum beschützer der völkerrechtlichen 
unabhängigkeit auserwählte. Deshalb suchte Dollfuß auch die entrevue mit dem 
Duce: „Angesichts der durch ereignisse in Deutschland eingetretenen unklar-
heit in beziehung oesterreichs zu Deutschland wäre es mir dringend erwünscht 
mich ehestens mit Herrn mussolini auszusprechen.“(ADÖ 9/1286) Als Dollfuß 
den Duce im April 1933 in Rom besuchte, versicherte dieser dem bundeskanzler, 
„dass eine autoritäre Regierung in Österreich, die die erhaltung eines selbständi-
gen Österreich sich zum ziele setzt“, auf seine freundschaft und Hilfe „immer 
wird rechnen können.“(ADÖ 9/1289) Dollfuß nutzte seine Romreise freilich auch 
zu konkordatsverhandlungen, im Rahmen derer ihn papst pius Xi. in seiner anti-
marxistischen orientierung nur noch weiter bestärkte.41

ungarn wiederum war zum unterschied zu Österreich nicht bloß revisionistisch 
gesinnt, es stand auch dem Dritten Reich weit positiver gegenüber. „Die ungari-
sche Regierung und insbesondere kánya hätten grosse Stücke auf Hitler und sein 
Regime gehalten, da sie die Hoffnung hatten, Deutschland würde sich unter Hitler 
innerlich vollkommen regenerieren und kraftvoll zusammenschliessen, ohne hie-
bei das Ausland so vor den kopf zu stossen“, brachte man dementsprechend auch 
im bundeskanzleramt die budapester einschätzung der Situation in erfahrung.
(ADÖ 9/1298) ministerpräsident gömbös beeilte sich allerdings, gegenüber dem 
österreichischen gesandten Hennet zu betonen, dass ähnlich wie italien auch un-
garn „von seinem Standpunkte aus entschieden gegen den Anschluss sein“ müs-
se. Der Regierungschef vertrat dabei die „Ansicht, dass das beste einvernehmen 
zwischen Rom, berlin, budapest und Wien herrschen müsse, was gegenwärtig 
die einzig mögliche politik sei. oesterreich aber habe dabei eine ganz besonde-
re grosse Aufgabe politischer und wirtschaftlicher natur, die für ganz europa 
äusserst wichtig und auch für Deutschland so bedeutungsvoll sei, dass die frage 
des Anschlusses auch für Deutschland demgegenüber vollkommen zurücktreten 
müsse.“(ADÖ 9/1284)42

 41 protokolle des klubvorstandes der christlichsozialen partei, 233.
 42 Vgl. ADÖ 9/1278, 1279 und 1283.
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mussolini jedenfalls betrachtete Österreich als glacis gegen die deutschen Aspi-
rationen in Richtung Süden und Südosten. Wie Deutschland suchte freilich auch 
Italien, zumindest was die Einflusssphären betraf, im Donau- und Balkanraum 
das erbe der zertrümmerten Habsburgermonarchie anzutreten. im gemeinsamen 
kampf gegen den nationalsozialismus befand sich die Regierung in Rom demge-
mäß an der Seite der westlichen Demokratien, die ebenfalls die unabhängigkeit 
Österreichs bewahrt sehen wollten. Deshalb war die entfremdung der österreichi-
schen Außenpolitik von den Westmächten seit dem märz 1933 bloß eine partielle, 
da london und paris naturgemäß eine frontstellung italiens als protektor des klei-
nen nördlichen nachbarn gegenüber Deutschland keineswegs ungelegen kam und 
die „Selbstausschaltung des Parlaments“ im Foreign Office und am Quai d’Orsay 
weit weniger beunruhigung hervorrief als in den sozialdemokratischen parteizent-
ralen europas. im gegenteil sollte es der bundeskanzler durchaus verstehen, etwa 
bei der londoner Weltwirtschaftskonferenz mitte Juni Sympathien zu gewinnen.
(ADÖ 9/1323) es bedurfte dafür eigentlich bloß, die Versicherung abzugeben, die 
österreichische Sozialdemokratie nicht komplett zerschlagen zu wollen.43 Die ös-
terreichische Diplomatie sah ihre internationale Situation derart günstig, dass sogar 
die Aufnahme in den Völkerbundrat erörtert wurde. (ADÖ 9/1345, 1348 u. a.)
ein zusammengehen Roms mit berlin musste der ballhausplatz in dieser phase 
nicht befürchten. im gegenteil war das Verhältnis zwischen dem Dritten Reich 
und dem faschistischen italien in den ersten Jahren mehr von Rivalität denn von 
ideologischer freundschaft geprägt. nirgendwo stießen die gegensätzlichen inter-
essen Hitlers und mussolinis so frontal aufeinander als in Österreich. Aber endlich 
an der macht, verfolgte Hitler zunächst einmal die Strategie des „evolutionären 
Wegs“, der politischen gleichschaltung, die dann als logische konsequenz zum 
Anschluss führen sollte. Die österreichischen nationalsozialisten unter der füh-
rung des undiplomatischen landesinspekteurs der Reichsleitung theo Habicht 
gaben sich dagegen radikal und strebten die Revolution an.44 zum Auslöser des 
deutsch-österreichischen Konflikts wurden die Äußerungen des nationalsozia-
listischen Reichskommissars für die gleichschaltung der deutschen Justiz, Hans 
frank, am 18. märz 1933, in der er in einer Rundfunkrede Österreich offen mit 
einer gewaltsamen intervention gedroht hatte.(ADÖ 9/1301)
Der besuch görings in Rom, ebenfalls im April 1933, brachte keine klärung des 
österreichischen problems. mussolini empfand die Verhandlungen mit göring 
als „lang und schwierig“.45 Der preußische ministerpräsident versicherte zwar im 
Auftrage Hitlers dem Duce, die brennergrenze nicht in frage stellen zu wollen. 
für Österreich verlangte er jedoch neuwahlen und eine nationalsozialistische 

 43 Siehe Walter Goldinger, und Dieter A. Binder, geschichte der Republik Österreich 1918-1938 
(Wien-münchen 1992) 206 f.

 44 Vgl. Goldinger und Binder, geschichte der Republik Österreich, 204.
 45 Documents Diplomatiques belges 1920-1940, ed. ch. de Visscher e f. Vanlangenhove. la poli-

tique de sécurité extérieure, tome 3, nr. 10.
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